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Allgemeine Chronik

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Grundschulen

Stärker liess sich die Öffentlichkeit durch organisatorische Anliegen und Massnahmen
erregen, die weniger den Bildungsprozess an sich als gewisse Zusammenhänge
zwischen Schule und Gesellschaft betreffen. So ergriff die Bewegung für die
Fünftagewoche weitere welsche Kantone. Obwohl sich die Regierung und die
Mittelschullehrer dagegen aussprachen, drang in der Waadt die von einer
Elternorganisation lancierte Initiative für den schulfreien Samstag durch. Im Wallis
versuchte man, parlamentarischen Vorstössen folgend, die öffentliche Meinung durch
eine breite Umfrage zu ermitteln; deren Echo war eindeutig positiv. Im Kanton Genf
dagegen, wo bereits der Donnerstag schulfrei ist, fiel eine Befragung sämtlicher Schüler
der Mittelstufe mehrheitlich ablehnend aus. Durch den Rückgang der Geburtenzahl
ergaben sich für kleine Landgemeinden Schwierigkeiten, eine eigene Schule
aufrechtzuerhalten. Während in Graubünden ein eigentliches «Schulsterben» im Gange
ist, schützte im Kanton Jura das Verfassungsgericht eine Gemeinde, die sich der
Schliessung ihrer Zwergschule widersetzte. Vielerorts führt die fortschreitende
Abnahme der Schülerzahlen zu einer faktischen Reduktion der Klassengrössen. 1

KANTONALE POLITIK
DATUM: 18.12.1980
PETER GILG

Noch radikaler wurde die Forderung nach einem Wettbewerb zwischen Privat- und
Staatsschulen durch den Basler Landesring erhoben. Ein «Bildungsgutschein» soll eine
umfassende Freizügigkeit eröffnen, wodurch Privatschulen für ihre Besucher kostenlos
würden. Der Idee wurden in der katholischen Innerschweiz, wo mehrere kirchliche
Bildungsinstitute angesiedelt sind, einige Sympathien entgegengebracht. Auch in Genf
wurde eine Initiative für die freie Schulwahl lanciert, die für Eltern, die ihre Kinder in
eine Privatschule schicken wollen, einen Abbau der finanziellen Belastung fordert. 2

KANTONALE POLITIK
DATUM: 21.05.1981
JÜRG FREY

Hinter den Bestrebungen nach Vereinheitlichung des Schulanfangs traten die
Bemühungen um die innere Koordination, d.h. einer gegenseitigen Abstimmung der
Lehrpläne, des Beginns des Fremdsprachenunterrichts und des Übertritts in die
Oberstufe, zurück. Im Kanton Genf, dessen Schulsystem lange Zeit als Paradebeispiel
moderner Reformtätigkeit galt, zeigten sich sogar starke Tendenzen, die Entwicklungen
der vergangenen Jahre wieder rückgängig zu machen. Nachdem sich im Frühling die
Reformkräfte in einer Volksabstimmung über die Abschaffung der traditionellen
Schülerpreise nochmals durchzusetzen vermocht hatten, lancierte die Liberale Partei
im Herbst eine Initiative, die eine Reorganisation der vereinheitlichten
Orientierungsstufe fordert, da sie die bestehende Ordnung für eine Nivellierung nach
unten verantwortlich macht. Mit dem Vorstoss möchten die Liberalen auch
unkontrollierbaren Schulexperimenten durch eine erweiterte Regierungsaufsicht ein
Ende setzen. 3

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 02.11.1981
JÜRG FREY

In Genf wurde eine Initiative für ein schulfreies Wochenende in der Volksabstimmung
klar abgelehnt. Das Begehren hätte die Viertagewoche gebracht, da nach
französischem Vorbild bereits der ganze Donnerstag schulfrei ist. In der Waadt
hingegen stimmte der Grosse Rat, einem Volksbegehren Rechnung tragend, einem
Gesetzesentwurf über die schulische Fünftagewoche zu und legte den
Einführungstermin auf den August 1983 fest. Das Schulpensum soll dabei nicht
reduziert werden. 4

KANTONALE POLITIK
DATUM: 22.09.1982
JÜRG FREY

Im Berichtsjahr gaben die Bildungsdirektoren der Romandie und des Tessins (BE, FR,
GE, JU, NE, TI, VD, VS) ein Konzept zur Harmonisierung der Lernziele (plan d’études-
cadres romand d’harmonisation des objectifs d’apprentissage, PECARO) in die
Vernehmlassung. PECARO definiert nicht nur die Lernschwerpunkte für die drei
Altersstufen (1.-2., 3.-6. und 7.-9. Schuljahr), sondern legt auch fest, wie viel Zeit die
Lehrkräfte für die Vermittlung des entsprechenden Lernstoffes aufzuwenden haben.
Einige Waadtländer Parlamentarier und Elternvereinigungen drohten mit dem

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 30.09.2004
MAGDALENA BERNATH
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Referendum, weil sie befürchteten, die Kontrolle über die obligatorische Schule zu
verlieren. 5

2004 hatten die Bildungsdirektoren der Romandie und des Tessins (BE, FR, GE, JU, NE,
TI, VD, VS) ein Konzept zur Harmonisierung der Lernziele (PECARO) in die
Vernehmlassung gegeben. PECARO definiert nicht nur die Lernschwerpunkte für die
drei Altersstufen (1.-2., 3.-6. und 7.-9. Schuljahr), sondern legt auch fest, wie viel Zeit
die Lehrkräfte für die Vermittlung des entsprechenden Lernstoffes aufzuwenden
haben. In der Konsultation stiess das Konzept auf ein positives Echo, sowohl bei den
Lehrkräften als auch bei den Eltern. PECARO soll in einer interkantonalen Vereinbarung
verankert werden, die ab 2007 den kantonalen Parlamenten zur Genehmigung
unterbreitet wird. 6

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 16.04.2005
MAGDALENA BERNATH

Die Leistungen der Neuntklässler in Mathematik, Lesen, Naturwissenschaften und
Problemlösen, die 2003 parallel zum internationalen PISA-Test auch in zwölf Kantonen
(AG, BE, FR, GE, JU, NE, SG, TG, TI, VD, VS, ZH) und in Liechtenstein erhoben wurden,
förderten zwar statistisch signifikante Leistungsunterschiede zutage. Gemäss BFS
liessen sich aber keine Rückschlüsse auf die Leistungsfähigkeit kantonaler Schulmodelle
oder den pädagogisch optimalen Zeitpunkt zur Einschulung ableiten, da der Test viele
zentrale inner- und ausserschulische Parameter nicht berücksichtigt hatte. Generell
bestätigte er, was schon PISA International zutage gefördert hatte: Die soziale und
kulturelle Herkunft der Schülerinnen und Schüler hat einen grossen Einfluss auf die
Leistung – Jugendliche aus bildungsfernen Schichten erzielten in allen Kantonen
tendenziell schlechtere Resultate, wobei die Westschweizer Kantone bei der Förderung
von ausländischen Schülern und Jugendlichen markant besser abschnitten als jene der
Deutschschweiz; dies sei kein Zufall, da sich die Romandie generell stärker um die
Integration von ausländischen Mitbürgerinnen und Mitbürgern bemühe. Bestätigt
wurden auch die fachspezifischen Resultate des internationalen Vergleichs und die
Leistungsunterschiede zwischen den Geschlechtern: Während sich die Ergebnisse in
Mathematik und beim Problemlösen fast überall auf hohem Niveau bewegten und auch
bei den Naturwissenschaften beachtlich ausfielen, war die Lesekompetenz mangelhaft.
In Mathematik und in den Naturwissenschaften schnitten die Buben überall deutlich
besser ab ausser in Liechtenstein, im Lesen hingegen die Mädchen. Insgesamt über dem
Durchschnitt aller vier getesteten Bereiche lagen Freiburg, St. Gallen, Thurgau, Wallis
und Aargau, im Mittelfeld Jura, Zürich und Liechtenstein, darunter Bern, Neuenburg,
Waadt, Tessin und Genf. 7

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 03.05.2005
MAGDALENA BERNATH

Im Berichtsjahr wurde in den Kantonen das Beitrittsverfahren zum Konkordat für die
Harmonisierung der obligatorischen Schule (HarmoS) fortgesetzt. Die Parlamente von
Genf, Freiburg, Tessin, Uri und Zug stimmten dem Beitritt zu. 8

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 14.05.2009
ANDREA MOSIMANN

Im Juni trat Basel-Stadt als zehnter Kanton der Interkantonalen Vereinbarung über die
Zusammenarbeit im Bereich der Sonderpädagogik bei. Damit tritt das Konkordat für
alle Kantone, die es bereits gutgeheissen haben (OW, SH, VS, GE, LU, VD, FR, TI, AR, BS),
anfangs 2011 in Kraft. Im Rahmen des neuen Finanzausgleichs haben die Kantone die
gesamte rechtliche, finanzielle und fachliche Verantwortung für die Schulung von
Kindern und Jugendlichen mit besonderem Bildungsbedarf übernommen. Mit dem
Beitritt zum Sonderpädagogik-Konkordat verpflichten sie sich dazu, das in der
Interkantonalen Vereinbarung beschriebene Grundangebot, welches die Bildung und
Betreuung von Kindern und Jugendlichen mit besonderem Bildungsbedarf garantiert,
zur Verfügung zu stellen und gemeinsame Instrumente anzuwenden. Das Konkordat hält
die Kantone dazu an, die Integration von behinderten Kindern und Jugendlichen in die
Regelschule zu fördern. 9

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 24.06.2010
ANDREA MOSIMANN
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Im Jahr 2017 kam das Frühfranzösisch in einigen Deutschschweizer Kantonen unter
Druck. Anfangs Mai hiess das Kantonsparlament des Kantons Thurgau mit 64 zu 53
Stimmen ein Gesetz gut, mit dem der Französischunterricht aus der Primarschule
gestrichen werden und stattdessen in die Sekundarstufe verschoben werden sollte.
Zwar erfolgte der Entscheid in erster Lesung, das heisst, er musste vom Grossen Rat
noch in zweiter Lesung und in der Schlussabstimmung bestätigt werden. Die Medien
gingen davon aus, dass im Falle der definitiven Annahme des Gesetzes durch das
Parlament das Behördenreferendum – dafür müssen 30 der 130 Thurgauer
Parlamentsmitglieder unterzeichnen – ergriffen würde, am Ende also das Stimmvolk das
letzte Wort haben würde. Unabhängig dessen gingen die Wogen hoch. Der Genfer
Regierungsrat Antonio Hodgers (GE, gp) ergriff Mitte Mai in der Weltwoche das Wort. Als
„Angriff auf die Schweiz“ – so der Titel des Essays – verstand Hodgers die jüngste
politische Entwicklung im Kanton Thurgau. Der interkantonale Zusammenhalt beruhe
seiner Meinung nach auf drei Säulen. Die erste seien die politischen Institutionen, die
zweite der Finanzausgleich, die dritte nannte Hodgers „aktive Mehrsprachigkeit“.
Letzteres bedeute, dass jeder sich bemühe, den anderen zu verstehen. Der Kanton
Thurgau säble gerade an dieser Säule und so könne sich der Kanton Genf in Zukunft
vielleicht fragen, wieso man noch in einen Finanzausgleich zahlen solle. Er kritisierte,
dass das Französische in der Ratsdebatte als „Fremdsprache“ bezeichnet wurde, wo es
doch in der Bundesverfassung als „Landessprache“ qualifiziert sei. Und er erhob den
Mahnfinger: „Wenn uns der Wille abhandenkommt, einander zu verstehen, werden wir
keine Nation mehr sein“, so Hodgers Fazit.

Bevor jedoch das Thurgauer Gesetz gegen das Frühfranzösisch in die zweite Runde
ging, war der bildungspolitische Fokus auf den Kanton Zürich gerichtet. Dort stimmten
die Stimmbürgerinnen und Stimmbürger am 21. Mai 2017 über die kantonale
Volksinitiative „Mehr Qualität – eine Fremdsprache an der Primarschule“ ab. Die
Annahme der Initiative hätte zur Folge gehabt, dass in der Primarschule nur eine
Fremdsprache gelehrt und gelernt und eine zweite Fremdsprache erst auf
Sekundarstufe eingeführt würde. Dabei wurde es dem Zürcher Regierungsrat
überlassen, ob die erste Fremdsprache Französisch oder Englisch sein würde. Das
Initiativkomitee stellte sich auf den Standpunkt, dass viele Primarschüler überfordert
seien mit zwei Fremdsprachen in der Primarschule, denn vielen würden bereits
Grundlagenkenntnisse der deutschen Sprache fehlen. Der Regierungsrat sowie eine
Mehrheit des Zürcher Kantonsrates teilten diesen Standpunkt nicht und sprachen sich
gegen die Initiative aus. Eine grosse Mehrheit der Primarschüler würde den Unterricht
von zwei Fremdsprachen gut meistern, zudem seien Fremdsprachenkenntnisse eine
Schlüsselkompetenz in einer vernetzten Welt und gerade in der mehrsprachigen
Schweiz sei die bisherige Handhabung „ein Bekenntnis zum hohen Wert der
Vielsprachigkeit unseres Landes“, hielt der Regierungsrat in der Abstimmungszeitung
fest. Nicht zuletzt würde der Kanton bei Annahme der Initiative gegen das 2008 von den
Zürcher Stimmbürgerinnen und Stimmbürgern angenommene HarmoS-Konkordat
verstossen und müsste folglich aus diesem austreten. Das HarmoS-Konkordat
verpflichtet die beigetretenen Kantonen unter anderem dazu, eine erste Fremdsprache
spätestens ab der dritten Klasse der Primarschule und eine zweite Fremdsprache
spätestens ab der fünften Klasse der Primarschule zu unterrichten. Die Zürcher
Stimmbevölkerung sprach sich am 21. Mai 2017 mit  60.8 Prozent Nein-Stimmen klar
gegen die Initiative aus. 

Am 14. Juni 2017 bekam Frauenfeld die nationale Aufmerksamkeit zurück, denn es kam
zur zweiten Lesung und zur Schlussabstimmung des Gesetzes. Zur grossen
Überraschung lehnte der Grosse Rat des Kantons Thurgau das Gesetz hauchdünn, mit
62 zu 60 Stimmen, ab. Die Medien machten nicht etwa allfällige Drohgebärden von
Bundesrat Berset für den Sinneswandel der kantonalen Legislative verantwortlich, eher
habe die Abstimmung im Kanton Zürich Signalwirkung gehabt. Der grösste Anteil an der
Kehrtwende des Grossen Rats wurde aber der Thurgauer Regierungsrätin Monika Knill
(TG, svp) zugeschrieben. Die NZZ titelte „Mutter Courage sichert Sprachenfrieden“ und
meinte damit Knill; La Liberté widmete Knill ein Portrait mit der Überschrift „Une
marathonienne pour le français“. Knill sei deswegen mutig, weil sich die
Erziehungsdirektorin im Thurgauer Parlament und in persönlichen Gesprächen
vehement für den Erhalt des Französischunterrichts in der Primarschule eingesetzt
hatte und damit gegen ihre eigene Partei angetreten war, die grossmehrheitlich für eine
Verschiebung des Französischunterrichts in die Sekundarstufe gewesen war. Als
Marathonläuferin wurde sie bezeichnet, weil sie im Rat unermüdlich mit zahlreichen
Vorschlägen versucht hatte, ihren Widersachern, die mit der niedrigen Qualität des
Französischunterrichts und der Überforderung der Schüler argumentiert hatten,
entgegenzukommen, ohne dass dadurch der Französischunterricht aus der

KANTONALE POLITIK
DATUM: 01.04.2017
SAMUEL BERNET
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Primarschule gekippt werden musste. So stellte sie den Grossrätinnen und Grossräten
in Aussicht, dass sich überforderte Schüler erleichtert vom Französischunterricht
dispensieren können sollten, dass der Unterricht vermehrt in Halbklassen stattfinden
sollte und dass die Qualität des Französischunterrichts nach zwei Jahren evaluiert
werden sollte, um danach allfällige neue Massnahmen prüfen zu können. 

Im September 2017 mussten schliesslich die Stimmbürgerinnen und Stimmbürger des
Kantons Luzern über die Volksinitiative „Eine Fremdsprache auf der Primarstufe“
abstimmen; über die gleiche Thematik also, wie die Zürcher Stimmberechtigten einige
Monate zuvor. Der Regierungsrat sowie eine Mehrheit des Kantonsparlaments sprachen
sich gegen die Initiative aus. Zwar hatte die Stimmbevölkerung des Kantons Luzern 2008
den Beitritt zum HarmoS-Konkordat abgelehnt, wodurch eine Annahme der Initiative
keine interkantonalen Verträge verletzen würde, wie dies in Zürich der Fall gewesen
wäre. Der Regierungsrat war aber der Meinung, dass Luzern bei einer Annahme zu einer
„Sprachinsel“ verkommen würde. Dies würde Luzerner Familien einen
Wohnortswechsel in einen anderen Kanton erschweren, da Luzerner Primarschüler im
interkantonalen Vergleich einen Rückstand in der Sprachkompetenz aufweisen würden.
Gemäss Ausführungen der Luzerner Regierung im Bericht an die Stimmberechtigten
würde dieser Rückstand die englische Sprache betreffen, denn „aus  Gründen  des
nationalen  Zusammenhalts“ sei es notwendig, dass bei einer Annahme der Initiative
weiterhin Französisch an der Primarschule unterrichtet werden würde. Die Luzerner
Stimmbevölkerung lehnte die Volksinitiative am 24. September 2017 mit 57.6 Prozent
Nein-Stimmen ab. 10

Mittelschulen

La question de la seconde langue nationale obligatoire a suscité à nouveau la
controverse, principalement parmi les cantons bilingues et les enseignants de langues.
La nouvelle ORM stipulant que les cantons doivent laisser aux étudiants la liberté du
choix de la seconde langue nationale, les cantons bilingues ont néanmoins obtenu de
pouvoir imposer, à titre exceptionnel, leur seconde langue cantonale. Les autres
cantons ont adopté des positions variées à ce sujet. Si certains, à l'instar du canton de
Neuchâtel, veulent restreindre fortement la possibilité d'étudier l'italien, d'autres, tels
que Genève et Vaud ou les cantons de Suisse centrale, préfèrent suivre l'esprit de la loi
en laissant la liberté aux étudiants d'apprendre la langue nationale de leur choix. La
question de la durée des études, que la nouvelle ORM laisse le soin de trancher aux
cantons, a également suscité, dans les cantons connaissant les cursus les plus longs,
des discussions entre les milieux économiques favorables à un raccourcissement du
temps d'études et celui des enseignants qui s'y oppose farouchement. La tendance
générale est néanmoins celle d'un abrégement du temps d'étude (de 13 à 12 ans). C'est
ainsi que les cantons de Berne, de Thurgovie, de Saint-Gall, de Schwytz, d'Obwald, de
Nidwald et de Lucerne ont décidé de raccourcir la durée du cursus menant à la
maturité. 11

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 02.12.1995
ALEXANDRE FÜZESSÉRY

Hochschulen

Die Universität Basel, seit 1960 um 150 Prozent gewachsen, sah sich mit akuten
Platzproblemen konfrontiert. Die Liberaldemokratische Partei lancierte eine Initiative
für einen Neubau, in dem naturwissenschaftliche Fächer untergebracht werden sollen.
Die Wahl eines Ordinarius für Geschichte gegen den Willen der Berufungskommission,
der Fakultät und des Historischen Seminars löste heftige Diskussionen über die
Berufungsverfahren aus. Verschiedene studentische Protestaktionen vermochten
jedoch nicht, den Regierungsrat von seinem Entscheid abzubringen. In Genf spitzten
sich die Wohnungsprobleme der Studierenden zu und führten zu einer gewaltsamen
Demonstration. Ein Vorschlag, nur noch jene Studierenden an die Uni zuzulassen, die
einen festen Wohnsitz in Genf nachweisen können, stiess trotzdem auf breite
Ablehnung. 12

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 13.12.1982
JÜRG FREY
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Eine im Auftrag der fünf Medizinischen Fakultäten Basel, Bern, Genf, Lausanne und
Zürich durchgeführte Analyse der Ärzteausbildung in der Schweiz förderte bedenkliche
Resultate zutage. Eine internationale Expertenkommission diagnostizierte sechs
Hauptmängel – so die zu starke Ausrichtung der Studiengänge auf Examina, das
Vorherrschen von Frontalunterricht, die ungenügende Nutzung computergestützter
Lernmethoden, für die Ausbildung ungeeignete Universitätsspitäler, im ersten Jahr
überlastete Studienpläne, mangelhafte Begleitung und Beratung der Studierenden
sowie die Vernachlässigung der Hausarztmedizin und Grundversorgung im Unterricht.
Die betroffenen Fakultäten nahmen die Kritik als Bekräftigung der bereits eingeleiteten
Reformmassnahmen entgegen. Die Ergebnisse der im Herbst 1999 abgeschlossenen
Vernehmlassung zum revidierten Medizinalberufsgesetz waren im Berichtsjahr
Gegenstand einer Auswertung durch das Bundesamt für Gesundheit. Eine
entsprechende Vorlage an das Parlament wurde für Spätsommer 2001 in Aussicht
gestellt. 13

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 11.01.2000
ELISABETH EHRENSPERGER

Grosses Aufsehen erregte im Berichtsjahr das komplexe Kooperationsprojekt der drei
Hochschulen am Genfersee – das sogenannte „Projet triangulaire“, welches Teil des
Bundesprogramms für die Hochschulförderung ist und die Zusammenarbeit der
Universitäten Genf und Lausanne sowie der Ecole Polytechnique Fédérale de Lausanne
(EPFL) vorsieht. Im März präsentierten die drei Institute ein ehrgeiziges Programm, in
dessen Mittelpunkt das Projekt „Sciences, Vie, Société“ steht. Dieses zielt darauf ab,
die Kräfte im Genferseeraum zu bündeln und die Lebenswissenschaften zu stärken.
Vorgesehen ist die Schaffung zweier regionaler Schwerpunkte mit neuen Organisations-
und Entscheidungsstrukturen – einerseits bei den Naturwissenschaften
(Biowissenschaften, Genomik), andererseits bei den Geisteswissenschaften
(gesellschaftliche-ethische Relevanz moderner Technologien). Wie schon 1998
vorgesehen, soll mit der geplanten Restrukturierung die Genfer Hochschule als
vollständige Universität erhalten bleiben, wohingegen sich beim Hochschulplatz
Lausanne eine deutlichere Arbeitsteilung zwischen Universität und EPFL abzeichnet.
Geplant ist ein Transfer der Fächer Mathematik, Physik und Chemie von der Uni
Lausanne zur EPFL sowie eine Fusion der Ecoles de pharmacie von Genf und
Lausanne. 14

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 30.03.2000
ELISABETH EHRENSPERGER

Der Kanton Bern kündigte aufgrund finanzieller Erwägungen und der durch die neuen
Universitätsgesetzgebungen veränderten Rahmenbedingungen das Abkommen über die
universitäre Koordination mit den Westschweizer Universitäten. Dem gemeinsamen
Programm der Universitäten Freiburg, Genf, Neuenburg, Lausanne und ETH Lausanne
im Bereich der Doktorandinnen- und Doktorandenausbildung war Bern 1980
beigetreten. Mit der Streichung des Ausbildungsbeitrags versprach sich nun der Kanton
für 2002 jährliche Einsparungen in der Höhe von 170'000 Fr., ab 2003 von 340'000
Fr.. 15

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 09.06.2000
ELISABETH EHRENSPERGER

Gegen Herbst entfachte der im Rahmen des „Projet triangulaire“ gefasste Plan, die
Pharmazieausbildung auf den Standort Genf zu konzentrieren und in der leer
werdenden Lausanner Ecole de pharmacie die Genomik einzurichten, heftige
Turbulenzen und erbitterten Widerstand. Die Studenten- und Professorenschaft der
Pharmazieschule wehrten sich gegen einen Auszug aus dem erst zehnjährigen, für über
20 Mio Fr. eigens für ihre Bedürfnisse gebauten Gebäude. Solidarität erfuhren sie von
Seiten der waadtländischen Apothekerinnen und Apotheker, welche den Verlust ihres
Fachzentrums befürchteten. Grundsätzliche Bedenken am „Projet triangulaire“ meldete
schliesslich der Studentenverband Fédération des associations d’étudiants (FAE) an
und warnte vor einer Förderung der Forschung auf Kosten der Lehre, vor einer
Vernachlässigung der Geisteswissenschaften sowie vor einer ungenügenden
demokratischen Kontrolle der neuen Strukturen. Im Dezember stimmte der
Waadtländer Grosse Rat der Vorlage für das „Projet triangulaire“ zu und unterstellte
angesichts des vehement geäusserten Widerstands die Fusion der Ecole de pharmacie
dem obligatorischen Referendum. 16

KANTONALE POLITIK
DATUM: 11.10.2000
ELISABETH EHRENSPERGER
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Mitte Jahr unterzeichneten Bundesrätin Dreifuss, die Genfer Bildungsdirektorin
Martine Brunschwig und ihre waadtländische Amtskollegin Francine Jeanprêtre eine
Absichtserklärung, die den festen Willen des Bundes und der beiden Kantone zum
Ausdruck brachte, sich bis Ende des Berichtsjahres für die notwendige Finanzierung
des „Projet triangulaire“ einzusetzen. Kurz zuvor hatte der Bundesrat eine Erweiterung
des Leistungsauftrags an den ETH-Rat gutgeheissen und diesem 111 Mio Fr. als
sogenannte „Autonomiedividende“ für die Realisierung von Kooperationsprojekten mit
Universitäten und Fachhochschulen zur Verfügung gestellt. Eigentlich war dieser Betrag
den ETH im Gegenzug zur Einräumung von mehr Selbstverwaltung entzogen worden.
Von den durch die EPFL beantragten 76,2 Mio Fr. bewilligte der ETH-Rat nur 63 Mio,
worauf Aebischer in der Westschweizer Presse seiner Sorge hinsichtlich der Einhaltung
des Zeitbudgets für die geplante Restrukturierung Ausdruck gab. Dies wiederum sorgte
für Argwohn in der Deutschschweiz, wo für das zweitgrösste Paket der Innovations- und
Kooperationsprojekte in Zürich lobbyiert wurde. 44,5 Mio erhielt die ETH Zürich für
computer- und informationswissenschaftliche Programme sowie ein Life-Science-
Projekt; 14 Mio Fr. wurden im weiteren unter den vier eidgenössischen
Forschungsinstitutionen Paul-Scherrer-Institut, Forschungsanstalt für Wald, Schnee
und Landschaft, Anstalt für Wasserversorgung, Abwasserreinigung und Gewässerschutz
und Materialprüfungs- und Forschungsanstalt aufgeteilt. Das seit Anfang des
Berichtsjahres herrschende Regime, in dessen Rahmen der ETH-Rat die beiden Schulen
und die vier Forschungsanstalten mit jährlichen Leistungsvereinbarungen und Budgets
regiert, während die Institutionen jährlich Bericht erstatten müssen – wobei der
Bundesrat dem ETH-Bereich einen vierjährigen Leistungsauftrag und ein vom Parlament
zu genehmigendes jährliches Budget vorgibt – entbehrt einer klaren rechtlichen
Grundlage. Um diese Lücke zu füllen, wurde eine Revision des ETH-Gesetzes in die
interne Vernehmlassung gegeben. 17

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 31.12.2000
ELISABETH EHRENSPERGER

Am 10. Juni sagte die Waadtländer Stimmbevölkerung Ja zu einem Transfer der „Ecole
romande de Pharmacie“ nach Genf zugunsten des „projet triangulaire“ – der
Hochschulkoordination im „Arc lémanique“. Die Stimmergebnisse für den jährlichen
Beitrag von 4,6 Mio Fr. an die in Genf konzentrierte Westschweizer Pharmazie-Schule
sowie für eine Gesetzesänderung, mit welcher der Verzicht auf eine Apothekerschule in
Lausanne beschlossen wurde, fielen relativ knapp aus. Dem Transfer war unter anderem
seitens der Waadtländer Apothekerinnen und Apotheker sowie von Seiten der
Studentenschaft etliche Skepsis entgegengebracht worden. Im Oktober kam es mit der
Angliederung der Sektion Chemie der Universität Lausanne an die ETH Lausanne (ETHL)
zum Vollzug der ersten von vier Etappen des Kooperationsprojektes der beiden
Hochschulen. In der Frage nach der zukünftigen Struktur der so ausgedünnten
Universität beging das Rektorat einen Tabubruch, indem es in einem Bericht an den
Waadtländer Staatsrat die Fusion mit der benachbarten ETHL vorschlug und gezielt die
bisherige Abhängigkeit der Universität vom Kanton bzw. ganz allgemein die
Aufgabenteilung zwischen Bund und Kantonen kritisierte. Die gemeinsame Verwaltung
der beiden Hochschulen dank einer gemeinsamen Trägerschaft von Bund und Kanton
würde eine bessere Zusammenarbeit erlauben und so das Standhalten gegenüber dem
internationalen Wettbewerb ermöglichen. Im November stimmte der ETH-Rat einer im
Rahmen des „projet triangulaire“ geplanten Strukturänderung der ETHL zu, wonach
diese auf Januar 2002 in eine eigentliche Technische Universität umgewandelt werden
soll. Die zwölf bestehenden Departemente der ETHL werden in fünf Fakultäten mit
einer klaren Schwerpunktsetzung auf den Lebenswissenschaften zusammengefasst. 18

KANTONALE POLITIK
DATUM: 10.06.2001
ELISABETH EHRENSPERGER

Im Vorjahr hatte der Rektor der Universität Lausanne, der wegen des „Projet
triangulaire“, der Hochschulkoordination am Genfersee, eine Ausdünnung des
Universitätsstandortes Lausanne befürchtete, den brisanten Vorschlag gemacht, die
kantonale Universität mit der Eidgenössischen Technischen Hochschule Lausanne
(ETHL) zu fusionieren. Der Waadtländer Staatsrat schloss dieses Vorgehen Anfangs Jahr
aus, da es mit geschätzten Kosten von rund 100 Mio Fr. zu teuer wäre und zudem von
der ETHL nicht gewünscht werde. Sie beschloss demgegenüber, auf eine verstärkte
Zusammenarbeit mit der Universität Neuenburg zu setzen. Für diese Kooperation vor
allem im Bereich der Post-Graduate-Studien wurden ein gemeinsamer Rektoratsrat und
ein Koordinationsfonds eingesetzt. 19

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 02.02.2002
MARIANNE BENTELI
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Im Frühjahr konnte die ETH-Lausanne als wissenschaftlich-technischer Pol in der
Schweiz und als dynamisierendes Element im „Arc lémanique“ ihr 150-jähriges
Bestehen feiern. Das sogenannte „projet triangulaire“ im Arc lémanique hatte anfangs
des Berichtsjahres mit dem Entscheid des ETH-Rates, jährlich 45 Mio Fr. für den
Transfer der Chemie, der Physik und der Mathematik an die ETH-Lausanne
einzuschiessen, Stärkung erfahren. 20

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 26.02.2003
ELISABETH EHRENSPERGER

Eine Arbeitsgruppe unter der Leitung von Staatssekretär Charles Kleiber hatte sich die
Optimierung der Universitätsmedizin im Rahmen eines Gesamtsystems zum Ziel
gesetzt. Im Vordergrund standen dabei die künftige Sicherstellung von Qualität und
Finanzierbarkeit der humanmedizinischen Fakultäten und Universitätsspitäler. Die
Arbeitsgruppe stellte zu diesem Zwecke die Zusammenführung der fünf medizinischen
Fakultäten in drei Einheiten (Zürich, Bern-Basel, Lausanne-Genf), ein gemeinsames
Finanzierungssystem sowie einheitliche Abgeltungsregelungen und
gesamtschweizerische Steuerungsorgane zur Debatte. Eine Motion Gysin (sp, BS),
welche die Erhaltung der bestehenden medizinischen Fakultäten von Basel, Bern,
Zürich, Lausanne und Genf in einer aufeinander abgestimmten Form als „Medizinische
Hochschule Schweiz“ sichern wollte, wurde vom Nationalrat abgelehnt. Wohl würde der
Vorstoss richtige Fragen aufwerfen, meinte – ganz im Sinne des Bundesrats – Felix
Gutzwiller (fdp, ZH) als Nationalrat und Mitglied einer der betroffenen medizinischen
Fakultäten; doch liefen die Forderungen der Motion nach der Superstruktur
„Medizinische Hochschule Schweiz“ den bereits laufenden Restrukturierungs- und
Kooperationsprozessen zuwider. Definitiv besiegelt wurde der Zusammenschluss der
veterinärmedizinischen Fakultäten der Universitäten Bern und Zürich unter dem Namen
Vetsuisse. 21

MOTION
DATUM: 04.06.2003
ELISABETH EHRENSPERGER

Im Oktober wurden die theologischen Fakultäten von Genf, Lausanne und Neuenburg
zur „Fédération des Facultés de théologie romandes“ zusammengelegt. Die
theologische Fakultät der Universität Luzern und die theologische Hochschule Chur
wählten eine andere Zusammenarbeitsform. Sie teilen sich die Professur für
Liturgiewissenschaften, während die vakante Stelle in Pastoraltheologie von Luzern und
der Universität Freiburg gemeinsam besetzt wird. 22

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 13.11.2004
MAGDALENA BERNATH

Im Frühling unterzeichneten der Genfer Regierungsrat und Bundesrat Couchepin eine
Erklärung, in der sie ihre Absicht bekundeten, die Attraktivität der internationalen
Studien an der Universität Genf zu erhöhen. Geplant ist der Aufbau einer
akademischen Institution mit Weltruf, die von der lokalen Konzentration internationaler
Organisationen und einschlägiger Universitätsinstitute profitiert. Konkret soll bis 2008
aus dem Institut universitaire de hautes études internationales (HEI) und dem Institut
universitaire d’études du développement (IUED) ein Kompetenzzentrum geschaffen
werden, das vertraglich eng an die Universität Genf gebunden ist. Für die Periode
2008-2011 will der Bund einen besonderen Betrag vorsehen. 23

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 15.04.2005
MAGDALENA BERNATH

Die fünf Universitäten mit medizinischen Fakultäten, Basel, Bern, Genf, Lausanne und
Zürich, sowie die Tessiner Universität in Lugano gründeten gemeinsam die „Swiss
School of Public Health“. Diese soll die Weiterbildung in Gesundheitsökonomie und
öffentlicher Gesundheit koordinieren und weiterentwickeln. Schwerpunkte bilden
wirtschaftliche Aspekte der medizinischen Versorgung und gesellschaftliche,
ökologische und andere Bedingungen für ein gesundes Leben im Sinne der
Volksgesundheit. Die sechs Universitäten bieten einzeln oder in Verbünden Absolventen
verschiedener Fachrichtungen bereits mehrere Nachdiplom-Programme an. Die im
Rahmen der „Schule“ verstärkte Kooperation wird vom Bund in den Jahren 2005-2007
mit 6 Mio Fr. unterstützt. 24

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 12.07.2005
MAGDALENA BERNATH
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Die Universitäten Bern, Genf und Neuenburg, die Universität der italienischen Schweiz
sowie das Hochschulinstitut für öffentliche Verwaltung in Lausanne (IDHEAP) bieten
neuerdings gemeinsam eine Ausbildung im Bereich öffentliche Verwaltung an. Ziel des
interdisziplinären Studiums ist ein Master-Abschluss in Politik und öffentlicher
Verwaltung (nach zwei Jahren) oder ein Doktorat. 25

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 31.03.2006
MAGDALENA BERNATH

Im Zusammenhang mit der Gründung des neuen Kompetenzzentrums für
internationale Studien in Genf wiesen die EDK und die Schweizerische
Universitätskonferenz darauf hin, dass der Bund und die Kantone ihre Hochschulpolitik
gemäss der neuen Bildungsverfassung zu koordinieren haben. Indem der Bund mit dem
Kanton Genf bilateral eine neue Hochschulinstitution aufbaue und deren
Subventionierung stark erhöhe, unterlaufe er diese Koordinationspflicht. Er schaffe
einen zweiten Kreis von Hochschulen ausserhalb des ersten Kreises (ETH, kantonale
Hochschulen und Fachhochschulen). In seiner Antwort auf eine Interpellation Bürgi
(svp, TG) rechtfertigte der Bundesrat das Vorgehen mit der hohen Dichte
internationaler Organisationen in Genf, deren Know-how sowie dem grossen
vorhandenen Potenzial im Studienbereich „Internationale Beziehungen“. Dies hätte die
Behörden des Kantons Genf und des Bundes veranlasst, die drei bestehenden
Einrichtungen Institut universitaire de hautes études internationales (HEI), Institut
universitaire d’études du développement (IUED) und Réseau universitaire international
de Genève (RUIG) zu einem einzigen Institut zusammenzulegen. Dieses werde in die
Form einer privatrechtlichen Stiftung gekleidet und auf dem heute geltenden
kantonalen und Bundesrecht basieren. Es gehe nicht darum, einen neuen
Hochschultypus zu schaffen. 26

INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 19.09.2006
MAGDALENA BERNATH

Ende Juni verabschiedete der Genfer Grosse Rat ein neues Gesetz, welches die
Autonomie der Universität und ihre internationale Konkurrenzfähigkeit stärken soll.
Die Studierenden ergriffen zusammen mit den Gewerkschaften das Referendum gegen
den neuen Erlass und brachten die notwendigen Unterschriften zusammen. Sie
kritisierten insbesondere die Verpflichtung der Universität, sich aktiv um private
finanzielle Unterstützung zu bemühen. Davon befürchten sie eine Schwächung der
Sozialwissenschaften, welche bei der Mittelbeschaffung gegenüber den Natur- und
insbesondere den Biowissenschaften benachteiligt sind. Unzufrieden waren die
Studierenden auch mit der Aufwertung des Rektorats, welches neu Professorinnen und
Professoren nominieren und in eigener Regie Fakultäten gründen und aufheben darf. In
der Volksabstimmung vom 30.11. stimmte das Volk dem Gesetz mit 72% Ja zu. 27

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 30.11.2008
ANDREA MOSIMANN

Im Herbst fanden an den Universitäten Basel, Bern, Genf, Lausanne und Zürich
Studentenproteste statt. Die Aktivisten an den drei Deutschschweizer Unis besetzten
die Aulas und forderten bessere Lernbedingungen. Der Missmut der Studierenden
richtete sich insbesondere gegen die Bologna-Reform. Sie kritisierten, dass das
Studium immer mehr verschult und auf die Wirtschaft ausgerichtet werde und so
Eliteuniversitäten entstünden. Allerdings wurde das Themenspektrum bald so stark
ausgeweitet, dass die Proteste in einer Universalkritik gipfelten, die mit der Bologna-
Reform nur noch wenig zu tun hatte. Ausserdem fehlte es den Besetzern an Rückhalt,
da die Protestaktionen nur von einem kleinen Teil der Studierenden mitgetragen
wurden und sich auch die studentischen Körperschaften davon distanzierten. 28

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 19.11.2009
ANDREA MOSIMANN

Forschung

Die sechs französischsprachigen Kantone Genf, Waadt, Wallis, Freiburg, Neuenburg und
Jura sowie die Universität Basel und die französischen Regionen Rhône-Alpes,
Franche-Comté und Elsass gründeten eine Stiftung für Forschung und Technologie,
die Forschende über die Grenzen zusammenführen will. 29

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 23.09.2006
MAGDALENA BERNATH
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Les cantons de Vaud et de Genève ont conjointement mis en place et pris en charge le
projet Neuropolis dans le domaine de la neuro-science, avec évidemment la mise en
avant de l’EPFL de Lausanne. 30

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 12.06.2012
GUILLAUME ZUMOFEN

La question du « Swiss Innovation Park » a continué d’animer les débats en 2013.
Depuis 2008, de nombreux cantons se sont positionnés, afin d’obtenir une antenne
régionale de ce parc d’innovations suisse. Si le site de Dübendorf (ZH), avec l’ETHZ, ainsi
que l’EPFL à Lausanne ont semblé se démarquer au cœur du projet, d’autres cantons
comme celui de Genève, du Valais, de Fribourg ou même des cantons alémaniques ont
souhaité tirer leur épingle du jeu, afin de décrocher un site. 31

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 18.02.2013
GUILLAUME ZUMOFEN

L'établissement du « Swiss Innovation Park » a animé la sphère politique. Alors qu’il
avait d’abord été envisagé du côté de Zürich, et de l’ancien aérodrome militaire de
Dübendorf, l’option multi sites a finalement été retenue. La Conférence des chefs des
départements de l’économie publique (CDEP) a appuyé cette alternative à travers une
lettre transmise à la Confédération. Du côté des cantons romands, une alliance s’est
dessinée autour de l’école polytechnique fédérale de Lausanne (EPFL). Ce réseau dédié
à l’innovation s’est dessiné à travers des accords avec les cantons de Genève, Fribourg,
Valais, Neuchâtel et Vaud. 32

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 28.03.2014
GUILLAUME ZUMOFEN

Die Kantone Genf, Basel-Landschaft sowie Basel-Stadt reichten im Herbst 2021 je eine
Standesinitiative ein (Kt. Iv. GE 21.320; Kt. Iv. BL 21.327; Kt. Iv. BS 21.328), die alle die
rasche Assoziierung der Schweiz an das EU-Forschungsrahmenprogramm Horizon
Europe verlangten. In den Begründungen wurde unter anderem darauf hingewiesen,
dass die Assoziierung an Horizon Europe für die Forschungslandschaft Schweiz eminent
wichtig sei und ein Ausschluss die Mobilität, die Zusammenarbeit und den
Wissenstransfer verhindere und zu einer verminderten Forschungseffizienz führe. So
werde die Schweiz von den Entscheiden zu den Programmschwerpunkten
ausgeschlossen und könne die Themenwahl nicht mehr mitbestimmen. Längerfristig
werde es durch diese Situation schwierig, Schweizer Forschende sowie Talente aus dem
Ausland in der Schweiz zu halten. Daneben wurde auch auf die Relevanz des Programms
für Schweizer KMU hingewiesen. Auch hier drohe eine Abwanderung in die EU,
insbesondere von wissensintensiven Unternehmungen.
Die WBK-SR befasste sich Anfang Februar 2022 mit dem Themenschwerpunkt Horizon
Europe und diskutierte in diesem Rahmen auch die drei Standesinitiativen. Die
Kommission beschloss, den Standesinitiativen der beiden Basel Folge zu geben; die
Behandlung der Standesinitiative aus Genf hingegen, welche darüber hinaus die rasche
Freigabe des zweiten Kohäsionsbeitrages forderte, wurde sistiert. Die Kommission
sprach sich darüber hinaus dafür aus, einen Nachtragskredit für die Finanzierung der
Übergangsmassnahmen zu sprechen sowie eine Finanzierungsbotschaft für die
Ergänzungsmassnahmen vorzulegen. 33

STANDESINITIATIVE
DATUM: 01.02.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER

Die Standesinitiative Genf (Kt.Iv. 21.320) mit dem Titel «Für eine rasche Assoziierung
der Schweiz an das Programm Horizon Europe» wurde in der Wintersession 2022 im
Ständerat behandelt. Die Initiative verlangte, dass die Schweiz den zweiten
Kohäsionsbeitrag an ausgewählte EU-Staaten so rasch wie möglich freigibt, damit die
Beziehungen zur EU stabilisiert werden könnten und die Schweiz rasch dem
Forschungsabkommen Horizon Europe beitreten könne. Die vorberatende WBK-SR
beantragte mit 9 zu 0 Stimmen bei 4 Enthaltungen, dem vorliegenden Kantonsbegehren
keine Folge zu geben. Wie Kommissionssprecher Benedikt Würth (mitte, SG) ausführte,
sprachen für die Kommission insbesondere drei Gründe gegen die Initiative: Erstens
liege die Kompetenz für Verhandlungen der Schweiz mit der EU in den Händen des
Bundesrates, zweitens sei der zweite Kohäsionsbeitrag unterdessen von beiden Räten
genehmigt worden. Drittens sei mit der Zustimmung zu den beiden Standesinitiativen
Basel-Stadt (Kt.Iv. 21.328) und Basel-Land (Kt.Iv. 21.327) und mit deren initiierten
Umsetzung das «innenpolitisch Mögliche nun aufgegleist». Anschliessend gab die kleine
Kammer der Standesinitiative Genf stillschweigend keine Folge. 34

STANDESINITIATIVE
DATUM: 08.12.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER

1) 24 Heures, 21.3. und 12.9.80; Lib., 12.4.80; JdG, 29.4., 18.8., 19.8.und 16.9.80; Suisse, 31.5., 12.8. und 3.12.80; Bund, 12.7.80;
TLM, 16.8., 23.11. und 18.12.80; LNN, 23.9.80; Vat., 29.9.80; VO, 21.11.80; Presse vom 1.12.80.; Bundesamt für Statistik (1980).
Schülerstatistik Schuljahr 1978/79. 
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2) BaZ, 17.1., 31.1. und 5.2.81; Vat., 21.5.81.
3) Presse vom 11.5.81; JdG, 4.9., 5.9. und 2.11.81; BaZ, 9.9.81. 
4) Suisse, 25.2., 28.2. und 2.3.82; JdG, 8.3.82; 24 Heures, 14.9., 15.9 und 22.9.82. 
5) Presse vom 23.1. und 30.9.04; NF, 30.1.04; LT, 23.8.04.
6) Presse vom 16.4.05
7) Presse vom 3.5.05
8) LT, 10.2. und 13.2.09; NZZ, 16.3.09; NLZ, 27.3. und 14.5.09
9) BBl, 2010, S. 7396.; Medienmitteilung der EDK vom 24.6.10.
10) Abstimmungszeitung Kanton Zürich vom 21.5.17; Bericht des Luzerner Regierungsrates vom 24.9.17; Resultate Kanton
Zürich vom 21.5.17; WW, 6.4.17; NZZ, 26.4.17; Blick, CdT, LT, NZZ, SGT, TA, TG, 4.5.17; SGT, 5.5.17; AZ, 6.5.17; NZZ, 10.5.17; WW,
11.5.17; TA, 16.5.17; WW, 18.5.17; AZ, 19.5.17; LT, 20.5.17; LT, SGT, 22.5.17; TG, 14.6.17; LT, NZZ, SGT, TA, WW, 15.6.17; Lib, 10.7.17;
LZ, 11.8.17; Lib, 18.9.17; NZZ, 20.9.17; LT, 25.9.17; BaZ, 6.12.17, 8.1., 9.1.18
11) JdG, 16.2.95; BZ, 15.6.95; BaZ, 2.2.95; SN, 17.2.95; BüZ, 28.2.95; LNN, 4.3.95; NZZ, 23.3.95; SGT, 4.4.95; Lib., 4.5.95; BZ,
14.6.95; TA, 8.4.95; LZ, 2.12.95; NZZ, 19.4.95
12) BaZ, 26.1., 28.1., 25.2., 5.3.-9.4. und 22.10.82; Woche, 14.5. und 5.6.82; JdG, 1.12-13.12.82.
13) BaZ, 27.1.00; LT. 1.2.00; Presse vom 11.01.00
14) LT, 18.3.00; 24h, 23.3.00.; Presse vom 30.03.00
15) Bund, 17.03.00.; Presse vom 09.06.00.
16) 24h, 22.9.00; LT, 27.10. und 24.11.00; Lib., 10.11. und 29.11.00; TG, 22.11.00; NZZ, 1.12.00. ; Presse vom 07.10.00; Presse
vom 11.10.00; Presse vom 18.08.00
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